
zum schnelleren und qualitativ höherwertigen Heranreifen von Start-ups 

beitragen und die nicht bereits von bestehenden Förderungsprogrammen 

auf Bundesebene erfasst sind. Die Laufzeit der Förderung beträgt zwei Jahre 

und sieht einen Zuschuss von bis zu 150.000 ( für die Inkubatoren und Ak­

zeleratoren sowie bis zu 22.500 ( Zuschuss für Start-ups vor. 

aws ProTRANS - 4.0 

Förderorganisationen : 

Zielgruppe: 

Einführungsjahr: 

aws im Auftrag des BMWFW 

KMU 

2015 

Zuschüsse für die Entwicklung und Realisierung von Produktfindungsstrate­

gien von KMU im Kontext mit Produkt-, Prozess- oder Dienstleistungsinno­

vationen (inkl. Industrie 4.0-Projekte) bietet das Programm aws ProTRANS 

- 4.0. Die Förderung richtet sich an KMU (ab 10 Beschäftigten gemessen in 

Vollzeitäquivalenten) mit Wachstumspotential und ausgeprägter Kooperati­

onskomponente. Förderbar sind Projekte mit den nachfolgenden Zielsetzun­

gen: 

• Die Hebung von Innovations- und Wachstumspotenzialen durch Ein­

führung von Methoden zur strategischen Produktfindung (Innovati­

onsmanagement) ; 

• Das Auslösen von substanziellen Produkt- und Verfahrensinnovatio­

nen ("Innovationssprung") bzw. die Entwicklung von innovativen 

Dienstleistungen; 

• Die Einführung von neuen Organisationsstrukturen und geänderten 

Prozessen im Unternehmen; 

• Die Einführung von Maßnahmen zur verbesserten oder erstmaligen 

Einbindung in Wertschöpfungsketten von Leitbetrieben. 

Das Fördervolumen umfasst bis zu 300.000 ( für Personalkosten, Drittleis­

tungen und sonstige Betriebskosten. Im Jahr 2015 wurden insgesamt 

34 Projekte mit rund 3,7 Mio. €. gefördert. 
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C) Finanzierungsförderung der Österreichischen Hotel- und Touris­

musbank GmbH (ÖHT) 

Die Finanzierungsförderung des Tourismus wird in Österreich von der Öster­

reichischen Hotel- und Tourismusbank GmbH (ÖHT) abgewickelt. Auch hier 

entfällt der wesentliche Ante il der Förderungen auf kleine und mittlere Be­

triebe. 

Finanzierungsförderung der Österreichischen Hotel- und Tourismusbank 
GmbH (ÖHT) 

Förderorganisationen : ÖHT im Auftrag des BMWFW 

Zielgruppe: KMU der österreichischen Tourismus- und Freizeitwirt­
schaft 

Förderlaufzeit: 1.7.2014 bis 31.12.2020 

Die Tourismusförderung besteht aus den Förderungsschwerpunkten "Inves­

tition", "Jungunternehmer", "Innovation" und "Restrukturierung". Förderbar 

sind kreditfinanzierte Investitionsprojekte, Gründungs- und Startkosten ei­

nes Tourismusbetriebes, die Förderung von innovativen KMU sowie die Wie­

derherstellung der wirtschaftlichen Stab il ität von Beherbergungsleitbetrie­

ben. Die Förderung erfolgt durch Zuschüsse und Zinsenzuschüsse. 

Mittels Umwidmung von 250 Mio. ( des Haftungsrahmens für Kredite bei 

der EIB und anderen supranationalen Banken des Euroraums können zins­

günstige langfristige Kreditmittel für die Tourismuswirtschaft über die ÖHT 

bereitgestellt werden . Diese sind als "TOP-Impuls-Kredit" Bestandteil der 

Investitionsförderung, insbesondere für Investit ionen ab förderbaren Kosten 

von mindestens 700.000 ( bis zu 1 Mio. (. 

Durch die Übernahme von Haftungen durch die ÖHT soll der Zugang zu 

Fremdmitteln und somit Finanzierungen für KMU erleichtert werden. Des 

Weiteren werden auch Kreditmittel des erp-Fonds für die Tourismuswirt­

schaft bereitgestellt, die über die ÖHT als Treuhandbank des erp-Fonds ver­

geben werden. 

Die Budgetierung der ÖHT-Tourismusförderung belief sich für 2015 auf 

19,24 Mio. (. Im Jahr 2015 konnten 515 Förderungsfälle mit einem Kredit-j 
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Haftungsvolumen von rund 173 Mio. € positiv erledigt werden. Diese gene­

rierten ein Investitionsvolumen von rund 406 Mio . €. Die Budgetierung der 

ÖHT-Tourismusförderung wird für 2016 weiterhin 19,24 Mio. € betragen. 

0) Allgemeine Finanzierungsförderungen 

Risikokapitalprämie für Investor/-innen 

Rechtliche Grundlage: Ministerratsbeschluss vom 5.7.2016 

Zielgruppen: 

Einführungsjahr: 

Start-ups, Investor/-innen 

2017 

Ausblick: Das im Juli 2016 vorgestellte Start-up-Programm der österreich i­

schen Bundesregierung sieht eine neue Risikokapitalprämie für Investor/­

innen vor. Dadurch werden Beteiligungen durch Investor/-innen, die Ge­

schäftsanteile an innovativen Start-ups erwerben, gefördert. Mit der Risiko­

kapitalprämie werden kumulierte Investit ionsbeträge bis zu 250 .000 € pro 

Jahr unterstützt, wobei maximal 20 % des Beteiligungsbetrages rückerstat­

tet werden . 

Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft (MiFiG) 

Rechtliche Grundlage: Geplante Überarbeitung MiFiG, BGBI. I Nr. 100/2007 

Zielgruppen: Start-ups, Investor/-innen 

Einführungsjahr/Status: Einführung 2017 

Ausblick: Eine weitere Maßnahme im Rahmen des Start-up-Programmes 

der Bundesregierung ist die neue Rechtsform der Mittelstandsfinanzierungs­

gesellschaft (MiFiG): Für Privatinvestor/-innen soll es dadurch attraktiver 

werden, Risikokapital für KMU zur Verfügung zu stellen. Die 2014 erweiter­

ten EU-rechtlichen Möglichkeiten sollen dafür genützt werden. Unter ande-
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rem wird es für Investoren in eine MiFiG bis 15.000 € Steuerbefreiung für 

Ausschüttungen geben. 

Alternativfinanzierungsgesetz (AltFG) 

Rechtliche Grundlage: Bundesgesetz über alternative Finanzierungsformen 
(Alternativfinanzierungsgesetz-AltFG), 
BGBI. I Nr. 114/2015 

Einbringende Stelle: BMWFW 

Zielgruppen: Unternehmen, Start-ups, Jungunternehmer/-innen 

Einführungszeitpunkt: in Kraft seit 15.9.2015 

Aufgrund der zunehmenden Bedeutung von Crowdfunding-Plattformen wur­

den (auch) neue Standards für deren Betrieb geschaffen. Das Alternativfi­

nanzierungsgesetz ermöglicht eine einfache und kostengünstige Unterneh­

mensfinanzierung, unterwirft aber gleichzeitig Emittenten alternativer Fi­

nanzinstrumente einheitlichen Informations- und Veröffentlichungspflichten 

und dient so auch dem Anlegerschutz. Zusammengefasst reduziert das AI­

ternativfinanzierungsgesetz (AltFG) den Anwendungsbereich der Prospekt­

pflicht und ersetzt den kosten intensiven Kapitalmarktprospekt durch andere 

Anlegerschutzvorschriften. Im ersten Halbjahr 2016 wurden 

rund 13,5 Mio. € über Crowdinvesting-Plattformen investiert und damit 

mehr als im Gesamt jahr 2015 (2015: 8,5 Mio. €, 2014: 2,2 Mio. €). 
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Steuerlicher Freibetrag für Mitarbeiterbeteiligungen 

Rechtliche Grundlage: Novelle des Einkommenssteuergesetzes (EStG), BGBI. I 
Nr. 118/2015 

Einbringende Stelle: BMF 

Zielgruppen: Unternehmen, Mitarbeiter/-innen 

Einführungszeitpunkt: in Kraft seit 1.1.2016 

Beteiligungen der im Unternehmen beschäftigten Mitarbeiter/-innen an Ka­

pital und Erfolg eines Unternehmens können eine nachhaltig stabile Eigen­

tümerstruktur fo rcieren und neue Mitbestimmungsmög lichkeiten, Arbeits­

plätze und Arbeitsp latzsicherheit schaffen. Eine Verdopplung des steuerli­

chen Freibetrages für Mitarbeiterbeteiligungen von 1.460 ( auf 3.000 ( 

wurde im Zuge der Steuerreform beschlossen. Entsprechende Modelle wer­

den nun entwickelt, die es ermöglichen, von Beschäftigten gehaltene Unter­

nehmensanteile als langfristige Kernaktionärsgruppe zu bündeln und eine 

geordnete Ausübung der Eigentümerstimmrechte im Unternehmen zu ge­

wäh rleisten. 

5.7 Binnenmarkt 

Damit KMU in der Lage sind, die Chancen des EU-Binnenmarkts zu nutzen, 

sieht der siebte SBA-Grundsatz vor, bestehende Hemmnisse, wie ungenü­

gende Informationen über die Rechts lage in anderen Mitg liedstaaten sowie 

mit Ein- und Ausfuhren ve rbundene Kosten, abzubauen. KMU sollen zudem 

einfacheren Zugang zu Normen bekommen und verstärkt bei deren Ent­

wicklung mitarbeiten. (Europäische Kommission, 2008) 

5.7.1 Österreich im EU-Vergleich 

Die Posit ion ierung Österreichs fällt beim Grundsatz "Binnenmarkt" über­

du rchschnittl ich aus, was vor allem auf die gute Integration der heimischen 

KMU in den europäischen Binnenmarkt zurückzuführen ist. Der Anteil der 

KMU mit Warenausfuhren liegt mit 27 % deutlich über dem EU-Durchschnitt 
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von 17 % und auch der Antei l der KMU mit Wareneinfuhren aus EU-Ländern 

ist mit 59 % höher als der EU-Durchschnitt (26 %). Der einzige Bereich, bei 

dem Österreich deutlich unter den EU-Durchschnitt zurückfällt, ist die 

durchschnittliche Umsetzungsverzögerung bei überfä lligen Binnenmarkt­

richtlinien, die in Österreich 18 Monate im Vergleich zu sieben Monaten im 

EU-Durchschnitt beträgt. (Europäische Kommission, 2016c) 

5.7.2 Aktuelle und geplante Maßnahmen 

Normengesetz 2016 

Rechtliche Grundlage: Normengesetz (NormG) 2016, BGBI. I Nr. 153/2016 

BMWFW Einbringende Stelle 

Zielgruppen: alle Unternehmen, KMU 

in Kraft seit 1.4.2016 Einfüh rungszeitpun kt: 

Damit KMU die Chancen des Binnenmarkts nutzen können, sind Kenntnisse 

über die Entwicklungen aktueller österreichischer und europäischer Normen 

von Bedeutung. Die Anwendung anerkannter Normen kann KMU etwa dabei 

unterstützen, die Zulassung von Produkten im Ausland schneller und leich­

ter zu erreichen. Folgende Maßnahmen sind daher u. a. im Normengesetz 

2016 geregelt: 
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• Kostenlose Teilnahme am Normungsprozess, die Ersparnisse für die 

gewerbliche Wirtschaft in Höhe von knapp 1 Mio. € pro Jahr ergeben; 

• Mit einem Gesamtbeitrag Bund/Länder von 1,6 Mio. € pro Jahr ange­

messene Mitfinanzierung der Normung, damit u. a. ein kostenloser 

Zugang zu verbindlich erklärten ÖNORMEN österreichischer Herkunft 

sichergestellt ist; 

• Transparenter Normungsprozess; 

• Kosten-Nutzen-Analyse vor Aufnahme eines Normprojekts. 
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Von der kostenlosen Teilnahme am Normungsprozess profitieren rund 

1.500 Unternehmen. Durch den kostenlosen Zugang zu verbindlich erklär­

ten Normen profitieren v.a. Unternehmen im Baubereich. 

Mit der gesetzlichen Etablierung einer Schlichtungsstelle wurde eine insbe­

sondere auch für KMU wesentliche Grundlage geschaffen, auf Antrag Ent­

scheidungen der Normungsorganisation, wie etwa im Bereich der Ausgewo­

genheit der Zusammensetzung von Normungskomitees, einer nachfolgen­

den Überprüfung durch die Schlichtungsstelle zuzuführen. 

5.8 Weiterqualifizierung und Innovation 

Der Grundsatz "Weiterqualifizierung und Innovation" des SBA besagt, dass 

die EU und ihre Mitgliedstaaten Weiterqualifizierung und alle Formen von 

Innovation auf Ebene der KMU fördern sollen. Es gilt, KMU zu animieren, in 

Forschung zu investieren, sich an FuE-Förderprogrammen, transnationaler 

Forschung sowie an Unternehmensclustern zu beteiligen und ihr geistiges 

Eigentum aktiv zu vermarkten. (Europäische Kommission, 2008) 

5.8.1 Österreich im EU-Vergleich 

Die Performance Österreichs beim Grundsatz "Weiterqualifizierung und In­

novation" liegt über dem EU-Durchschnitt. Das gute Abschneiden Öster­

reichs ist dabei insbesondere auf den hohen Anteil innovativer KMU - so­

wohl was Produkt- und Prozessinnovationen, Marketing- und Organisation­

sinnovation sowie Innovationskooperationen betrifft - zurückführen. Öster­

reich verfügt zudem über einen überdurchschnittlich hohen Anteil an Unter­

nehmen, die die Aus- und Weiterbildung ihrer Mitarbeiter/-innen fördern. 

Im Zeitverlauf zeichnet sich allerdings ein abnehmender Vorsprung Öster­

reichs bei diesem Grundsatz ab. Weiterhin unter dem EU-Durchschnitt liegt 

Österreich hinsichtlich der Nutzung digitaler Vertriebskanäle. (Europäische 

Kommission, 2016c) 

5.8.2 Aktuelle und geplante Maßnahmen 

Die Innovationsförderung wird in Österreich insbesondere von der For­

schungsförderungsgesellschaft (FFG) als zentrale Instanz abgewickelt. Im 

vorliegenden Unterkapitel wird zunächst auf die Fördermaßnahmen der FFG 
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eingegangen und anschließend werden weitere Maßnahmen zur Förderung 

der Innovation und Weiterqualifizierung von KMU angeführt. 

A) Innovationsförderung der Österreichischen Forschungsförde­

rungsgesellschaft (FFG) 

Die FFG als zentrale Förderungsagentur für die wirtschaftsbezogene For­

schungsförderung (Eigentümerressorts: BMVIT, BMWFW) unterstützt KMU 

auf vielfältige Weise. Um den Einstieg in eine kontinuierliche Forschungs­

und Innovationstätigkeit zu erleichtern und die Qualität der Forschungspro­

jekte zu heben, bündeln BMVIT und BMWFW gemeinsam mit der FFG im 

KMU-Paket aufeinander abgestimmte Förderungsangebote . Für KMU stehen 

damit für jede Phase geeignete Förderungen zur Verfügung. Im vorliegen­

den Kapitel werden ausgewählte Programme für KMU vorgestellt, weiters 

wird auf die im Kapitel 5.10 Internationalisierung angeführten Programme 

Global Incubator Network und Beyond Europe verwiesen. 

Im Jahr 2015 haben insgesamt rund 1.200 KMU ein FFG-Projekt durchge­

führt, was einem Anteil von knapp drei Viertel an allen geförderten Unter­

nehmen entspricht. Der KMU-Anteil an der FFG Gesamtförderung (inkl. Haf­

tungen und Darlehen) beträgt 41 % bzw. 134 Mio. €. Der an KMU zugesag­

te Förderbarwert beläuft sich auf 89 Mio. € und entspricht einem Anteil von 

44 % am Förderbarwert für Unternehmen insgesamt. Über die vergangenen 

Jahre hat sich der Anteil der an KMU vergebenen Fördermittel in etwa kon­

stant entwickelt. 
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Forschungskompetenzen für die Wirtschaft 

Förderorganisationen : FFG, BMWFW 

Zielgruppen: KMU, österreichische Universitäten und Fachhochschu­
len, Intermediäre (z.B. Clusterinitiativen), außeruniversi ­
täre Forschungseinrichtungen 

Einführungsjahr: 2011; 2016: Dritte Ausschreibung zu Digitalisierung 

Die dritte Ausschreibung des Programms "Forschungskompetenzen für die 

Wirtschaft" zielt darauf ab, die Digitalisierung der österreich ischen Unter­

nehmen zu unterstützen und aktuelles Hightech-Wissen in den Betrieben zu 

verankern. Insgesamt werden im Rahmen des Programms elf sogenannte 

"Qualifizierungsnetze" gefördert. Dabei handelt es sich um mittelfristige, 

zeitlich begrenzte und maßgeschneiderte Qualifizierungsmaßnahmen, die zu 

einer Erhöhung der Innovationskompetenz in zukunftsrelevanten Technolo­

giefeldern führen. 

Im Rahmen der Projekte erm itteln Universitäten und Fachhochschu len in 

Kooperation mit Unternehmen das benötigte Know-how zur Weiterqualifizie­

rung der Mitarbeiter/-innen und entwickeln gemeinsam Bildungsangebote. 

Die Projekte werden mit bis zu 500.000 € gefördert und haben eine Laufzeit 

von ein bis zwei Jahren. Die " Qualifiz ierungsnetze" sind dabei für Unter­

nehmen bestimmt, die mit eigenem Personal und Budget Forschung und 

Entwicklung betreiben. Die drei seit 2011 erfolgten Ausschreibungen umfas­

sen ein Budget von 4,25 Mio. € für die erste und jewei ls 5,1 Mio. € für die 

zweite und dritte Ausschreibung. 

Im Rahmen einer Programmevaluierung Anfang 2015 wurden folgende Da­

ten und Fakten erhoben: 

• 21 geförderte Qual if izierungsnetze; 

• 265 te il nehmende Unternehmen, 74 wissenschaftliche Partner; 

• 618 geschu lte Personen. 

Das Feedback der Teilnehmer/- innen fiel posit iv aus, vor allem die hohe 

Qualität der Ausbildung und die profunde Auseinandersetzung mit der The­

matik wurden hervorgehoben. 
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Patent. Scheck 

Förderorganisationen: FFG im Auftrag von BMVIT und Österreichischer Natio­
nalstiftung 

Zielgruppen: KMU, Start-ups 

Einführungszeitpunkt: 3.10.2016 

Seit Oktober 2016 werden KMU und Sta rt-ups bei ihrer Patent-Recherche 

zum Schutz von Erfindungen durch ein europäisches Patentamt oder Pa­

tentanwältinnen und Patentanwälte unterstützt. Mit der Förderung "Pa­

tent.Scheck" können Leistungen wie die rasche Abklärung, ob Patentschutz 

überhaupt möglich ist sowie Services zu Patentanmeldung und Patentmoni­

toring bezahlt werden. Die geförderten Kosten können sich auf bis zu 

12.500 ( belaufen, wovon die FFG 80 % bzw. bis zu 10.000 ( übernimmt. 

AT:net 

Förderorganisationen: 

Zielgruppen: 

Einführungszeitpunkt: 

FFG im Auftrag des BKA 

Unternehmen, insbesondere KMU 

2016 

Mit dem Programm AT: net des Bundeskanzleramts wird die Markteinführung 

und Etabl ierung digitaler Anwendungen und digitaler Produkte gefördert. 

Dabei werden bestehende Unternehmen auf dem Weg zur Digitalisierung 

ihres Geschäfts genauso unterstützt wie neue Start-up-Initiativen. Das Pro­

gramm AT: net ist grundsätzlich themenoffen und adressiert Projekte zur 

Digitalisierung von Produkten und Dienstleistungen. Ausgehend von einem 

bestehenden Prototyp unterstützt das Programm die Markteinführungsphase 

bis hin zum kommerziellen Vollbetrieb anhand des eingereichten Marktein­

führungsplans. Zur Förderung zugelassen sind Projekte aus den Bereichen 

b2b (business to business), b2c (business to consumer) und b2a (business 
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to administration). Bei der gerade abgeschlossenen 2. Ausschreibung waren 

über 87 % der Einreichungen für KMU, d. h. das Programm ist für KMU sehr 

attraktiv und fördert die Digitalisierung, ein zentraler Punkt für unsere 

Wettbewerbsfähigkeit. Das Gesamtfördervolumen beträgt 15 Mio. € pro 

Jahr. 

B) Förderung der Innovation und Weiterqualifizierung von KMU 

Open-Innovation-Strategie 

Rechtliche Grundlage: Bericht der österreichischen Bundesregierung betreffend 
Open-Innovation-Strategie (zur Steigerung der Wettbe ­
werbsfähigkeit) für Österreich, auf Grund der Entschlie­
ßung des Nationalrates vom 7.7.2015, 99/E XXV.GP 

Zielgruppen: 

Einführungsjahr: 

Unternehmen, 
Hand 

2016 

Forschungseinrichtungen, öffentliche 

Die Open-Innovation-Strategie der österreichischen Bundesregierung ver­

folgt das Ziel, Open Innovation aktiv zur Weiterentwicklung des nationalen 

Innovationssystems und damit auch zur Stärkung der internationalen Wett­

bewerbsfähigkeit des Wissens- und Wirtschaftsstandorts Österreich einzu­

setzen. Vor dem Hintergrund des technologischen Wandels und der voran­

schreitenden Globalisierung fördert die Strategie neue Lösungsansätze, die 

über die klassischen Innovationsmodelle hinausgehen. 

Nach dem Ideenfindungsprozess wurde das Thema Open Innovation im 

Jänner 2016 von über 400 Interessierten diskutiert. Erste konkrete Text­

bausteine wurden darauf aufbauend formuliert und in einem offenen Online­

Konsultationsprozess zur Kommentierung, Diskussion und Ergänzung ge­

steilt. Nach der Finalisierung im Sommer 2016 ist die Strategie dem Natio­

nalrat vorgelegt worden. Österreich ist damit international eines der ersten 

Länder, das eine eigene nationale Open-Innovation-Strategie entwickelt. 
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Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 2015 

Rechtliche Grundlage: Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 2015 (BStFG 2015), 
BGB!. I Nr. 160/2015 und Gemeinnützigkeitsgesetz 2015 
(GG 2015), BGB!. I Nr. 160/2015 

Zielgruppen: KMU/Wirtschaft, Forscher/-innen, Wissenschaft 

Einführungszeitpunkt: 1.1.2016 

Das 2015 beschlossene Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz zielt darauf ab, 

das Gründen einer gemeinnützigen Stiftung zu vereinfachen und damit ei­

nen neuen Finanzierungsweg für Wissenschaft, Forschung und NGOs zu er­

schließen. Vereinfachungen betreffen etwa die Möglichkeit der Gründung 

einer Stiftung nach Bestätigung der Gemeinnützigkeit innerha lb von sechs 

Wochen oder die Reduzierung der Behördenaufsicht etwa bei Investitions­

entscheidungen . Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen zudem 

nicht mehr selbst Wissenschaftler/-innen anstellen, sondern können Gelder 

an spendenbegünstigte Institutionen weitergeben, die ohnedies schon ope­

rativ tätig sind. Durch das Gesetz wurden die Rahmenbedingungen für die 

Etablierung einer gemeinnützigen Stiftungslandschaft wesentlich verbessert. 

Kreativwirtschaftsstrategie für Österreich 

Förderorganisationen : BMWFW, KAT, WKÖ, aws 

Zielgruppen: Kreativwirtschaft bzw. Selbstständige und Unternehmen 
aus Bereichen wie Design, Mode, Werbung, Film- und 
Musikwirtschaft, Architektur, Software und Games, Ver­
lage, Radio oder Fotografie 

Einführungsjahr: Juni 2016 

Im Juni 2016 wurde die neue Kreativwirtschaftsstrategie für Österreich prä­

sentiert. Diese wurde in einem dreimonatigen Open -Innovation-Prozess un­

ter Federführung des BMWFW in Kooperation mit der Kreativwirtschaft Aus­

tria (KAT), der WKÖ und der aws erarbeitet. Mehr als 100 Kreativschaffende 
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haben gemeinsam mit Expertj-innen unterschiedlicher Bereiche eine Vision 

formuliert und einen Fahrplan bis 2025 erarbeitet. Die Strategie basiert auf 

den drei Säulen Wettbewerbsfähigkeit, Transformation und Innovation, die 

jeweils spezifische Handlungsfelder enthalten. Diese werden wiederum 

durch insgesamt 22 Maßnahmen zur Förderung der Kreativwirtschaft kon­

kretisiert. Die Maßnahmen reichen von Förderungen im Aus- und Weiterbil­

dungsbereich über einen Investitions- und Beteiligungsfreibetrag, den Auf­

bau von globalen Netzwerken bis hin zu einem verstärkten Abbau bürokrati­

scher Hürden. Zur Umsetzung der Strategie stellt das BMWFW 8 Mio. € jähr­

lich bzw. innerhalb von fünf Jahren (2016 bis 2020) 40 Mio. € zur Verfü­

gung. 

Industry.Start-up.Net 

Förderorganisationen: 

Zielgruppen: 

Einfüh rungszeitpunkt: 

aws im Auftrag des BMWFW 

Start-ups, Corporates 

April 2016 

Das Programm Industry.Start-up.Net verfolgt das Ziel, Start-ups bei der 

systematischen Vernetzung mit Corporates (etablierte Unternehmen, In­

dustrie und KMU) zu unterstützen. Kernelement der Maßnahme ist der Auf­

bau und Betrieb einer Plattform für die Vernetzung zwischen Start-ups und 

Corporates zur strukturierten Erhebung des Kooperationsbedarfs, Erfassung 

bereits bestehender Kontakte zwischen Industrieunternehmen und KMU so­

wie Akquisition neuer Ansprechpartnerj-innen und Interessenten. Als nächs­

ter Schritt erfolgt ein aktives Match-Making in Form einer persönlichen Be­

treuung durch das Programmmanagement der aws. 

Der budgetäre Umfang der Maßnahme (Kosten abzüglich Erlöse) über die 

vorläufig geplante Laufzeit (2016-2022) beläuft sich auf insgesamt 

2,6 Mio. €. Zielsetzung ist, dass sich 10 % der Plattformteilnehmerj-innen 

an Kooperationen beteiligen. 
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Das Programm "Impulsberatung für Betriebe" richtet sich an KMU, die be­

triebliche Fragestellungen mit arbeitsmarktpolitischer Relevanz bearbeiten 

wollen, wie z.B.: Entwicklung und Bindung von Fachkräften, Aufbau und Si­

cherung von Qualifikationen, Bewältigung des technologischen und struktu­

rellen Wandels oder Bewältigung von Krisen und Kapazitätseinbrüchen. Vor 

diesem Hintergrund werden Organisationsberatungsleistungen zu folgenden 

Themen finanziert: betriebliche Weiterbildung, altersgerechtes Arbeiten, 

Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen, Sicherung von Arbeits­

plätzen bei Kapazitätsschwankungen sowie die Gestaltung betrieblicher Viel­

falt/Integration arbeitsmarktpolitischer Zielgruppen. Die maximale Bera­

tungsdauer beträgt 12 Beratungstage. Die Beratungskosten werden zur 

Gänze vom AMS übernommen. Für den Zeitraum September 2015 bis De­

zember 2017 sind ein Budget von 10,6 Mio. € und über 1.000 Betriebe, die 

eine Beratung in Anspruch nehmen, geplant. 

Qualifizierungsförderung für Beschäftigte 

Förderorganisation: AMS 

Zielgruppe: Unternehmen bzw. Arbeitgeberbetriebe 

Einführungszeitpunkt: 1.1.2015 

Seit Mitte 2015 unterstützt das Arbeitsmarktservice Österreich (AMS) die 

Weiterbildung von Frauen, gering qualifizierten und älteren Arbeitnehmer/­

innen zur Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit und Arbeitsplatzsicherheit. 

Gefördert werden kann die Teilnahme an arbeitsmarktbezogenen, überbe­

trieblich verwertbaren Kursen mit einer Dauer von mindestens 24 Stunden. 
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Die Kursauswahl erfolgt durch das Unternehmen in Absprache mit den Ar­

beitnehmer/-innen . Die Förderung beträgt 50 % der Kurskosten. Zudem 

werden 50 % der Personalkosten ab der 25. Kursstunde gefördert. Die ma­

ximale Fördersumme pro Person beträgt 10.000 €. Von 1.1.2015 bis August 

2016 wurde ein Gesamtbudget von 12,4 Mio. € bewilligt, rund 

16.000 Personen nahmen an den Projekten teil. 

Vereinfachung der Verfahren zur Anerkennung ausländischer Bildungs­
abschlüsse und Berufsqualifikationen 

Rechtliche Grundlage: Anerkennungs- und Bewertungsgesetz (AuBG), 
BGBI. I Nr. 55/2016 

Einbringende Stelle: BMEIA 

Zielgruppe: Personen mit ausländischen Bildungsabschlüssen oder 
Berufsqualifikationen 

Einführungszeitpunkt: in Kraft seit 12.7.2016 

Die Maßnahme vereinfacht die Verfahren zur Anerkennung ausländ ischer 

Bildungsabschlüsse oder Berufsqualifikationen von Drittstaatsangehörigen 

und Personen, die Bildungsabschlüsse und Berufsqualifikationen in einem 

Drittstaat erworben haben. Außerdem werden verfahrensrechtliche Bestim­

mungen zur Bewertung ausländischer Bildungsabschlüsse und Berufsqualifi­

kationen eingeführt. Die Maßnahme zielt darauf ab, Personen mit ausländi ­

schen Bildungsabschlüssen und Berufsqualifikationen ihrer Qualifikation ent­

sprechend am österreichischen Arbeitsmarkt zu integrieren. Auch für Asyl ­

berechtigte und subsidiär Schutzberechtigte wird ein erleichterter Zugang 

zu Anerkennungsverfahren ermöglicht. 

5.9 Nachhaltigkeit, Umwelt und Energie 

Der neunte Grundsatz des SBA sieht Init iativen vor, die KMU ermögl ichen , 

Geschäftschancen in neuen öko log ischen Märkten wahrzunehmen und ihre 

Energieeffiz ienz zu erhöhen . Information, Vermittlung von einschlägigem 

Fachwissen sowie auch finanzie lle Anreize sollen hierfü r bereitgestellt wer­

den. (Europä ische Kommission, 2008) 
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5.9.1 Österreich im EU-Vergleich 

Beim Grundsatz "Nachhaltigkeit, Umwelt und Energie" zählt Österreich zu 

den führenden Ländern. Die gute Positionierung ist insbesondere auf den 

hohen Anteil an KMU mit umweltfreundlichen Produkten und Dienstleistun­

gen zurückzuführen. Dieser liegt bei 43 % in Österreich, während der EU­

Durchschnitt bei 26 % liegt . Auch der Anteil an KMU, die über 50 % ihres 

Umsatzes mit "grünen" Produkten erwirtschaften, liegt deutlich über dem 

EU-Durchschnitt (28 % vs. 18 %). (Europäische Kommission, 2016c) 

5.9.2 Aktuelle und geplante Maßnahmen 

Das vorliegende Kapitel umfasst eine Reihe von Maßnahmen des Klima- und 

Energiefonds, der die Regierung bei der Umsetzung einer nachhaltigen 

Energieversorgung, der Reduktion der Treibhausgasemissionen sowie der 

Umsetzung der österreichischen Klimastrategie unterstützt. Er ist somit ein 

bedeutender Impulsgeber für die österreichische Klimapolitik und bietet 

Förderungen von der Forschung bis hin zum Markteintritt von Produkten an. 

Ein bedeutender Teil der angebotenen Fördermaßnahmen ist für Unterneh­

men, und damit auch für KMU, geöffnet. Nachfolgend werden ausgewählte 

Förderprogramme des Klima- und Energiefonds aufgelistet. 

Energieforschungsprogramm 

Förderorganisationen: Fördergeber: Klima- und Energiefonds 
Abwicklungsstellen : aws, FFG, KPC (Kommunalkredit 
Public Consulting) 

Zielgruppen: 

Ei nfü h ru ngsja h r: 

Unternehmen, Forschungseinrichtungen 

2014 (Vorläuferprogramme ab 2007); aktuelle Aus­
schreibung: 2016 

Mit dem "Energieforschungsprogramm" verfolgt der Klima- und Energie­

fonds das Ziel, einen Beitrag für nachhaltige, sichere und leistbare Energie­

und Mobilitätslösungen zu leisten. Das Förderprogramm unterstützt techno­

logische Entwicklungen und Maßnahmen, die dazu beitragen, die Energieef­

fizienz zu steigern und den Anteil der erneuerbaren Energien am Energiemix 
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zu erhöhen. Im Fokus stehen Forschung, Entwicklung und Marktüberleitung 

neuer Mater ial ien sowie innovativer Technologien, Systeme und Konzepte. 

Begleitstudien zur sozialen Akzeptanz sind als Teil von Forschungs- und 

Technologieentwicklungsprojekten ebenfalls förderfähig . 

Innovative KMU werden bei der Überführung bereits entwickelter Technolo­

gien, Produkte und Dienstleistungen aus Nischenmärkten in Standardmärkte 

unterstützt. Im Sinne eines geschlossenen Innovationsfördersystems wer­

den Beratungen, Machbarkeitsstudien sowie umsetzungsreife Investitions­

projekte in Kombination mit unterschiedlichen Finanzierungs- und Förderin­

strumenten mit einem Zuschuss gefördert. Für die Ausschreibung steht ein 

Budget von rund 16 Mio. € an Fördermitte ln im Rahmen des Jahrespro­

grammes 2016 zur Verfügung. Im Jahr 2015 wurden insgesamt 45 Projekte 

mit einem Gesamtfördervolumen von rund 23 Mio. € genehmigt. 

Smart Cities Demo 

Förderorganisationen : Fördergeber: Klima- und Energiefonds 
Abwicklungsstellen : aws, FFG, KPC 

Zielgruppen: Unternehmen, Forschungseinrichtungen 

Einführungsjahr: 2010; 2016: 8. Ausschreibung 

Mit dem Förderprogramm "Smart Cities Demo" wird smarte Stadtentwick­

lung durch intelligente, vernetzte und integrierte Lösungen für die nachhal­

t ige Erzeugung, Vertei lung und den Verb rauch von Energie in urbanen 

Räumen gefördert. Angesprochen werden insbesondere Technologieentwick­

lungen , die die I nt eraktion und Vernetzung zwischen einze lnen technischen 

Systemen ermögl ichen. Die Wahl der Technologien ist dabei thematisch of­

fen: neben der strateg ischen Ausrichtung auf energiere levante Technologien 

sind die urbane Mobilität (speziell öffentlicher Verkehr) und Informations­

und Kommunikat ionst echnologien von Bedeutung. Auch neue Konzepte so­

zialer Innovation sollen hier genutzt werden, um alle relevanten Akteur/­

innen mit ihren untersch ied lichen Interessen und Kompetenzen in den 

Transformationsprozess einzubinden. I m Rahmen der 8. Ausschreibung des 

Progra m ms "Smart Cities Demo" 2016 stehen in Summe rund 5 Mio. € im 

Rahmen des Jahresprogrammes 2016 zur Verfügung. Im Jahr 2015 wurden 
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insgesamt 21 Projekte mit einem Fördervolumen von rund 4,5 Mio. € ge­

nehmigt. 

Greenstart 

Förderorganisationen : Fördergeber: Klima- und Energiefonds 
Abwicklungsstelle: KPC 

Zielgruppen: Start-ups, Kleinst- und Kleinunternehmen, Privatperso­
nen, Vereine, Genossenschaften 

Einführungsjahr: 2014 

In den vergangenen Jahren entstand durch neue Umfeldbedingungen eine 

Reihe von neuen Geschäftsmodellen im Bereich Energie, wie Car-Sharing­

Modelle, Contracting-Modelle oder Bürgerj-innenbeteiligungsmodelle. Mit 

der Initiative Greenstart (www.greenstart.at) setzt der Klima- und Energie­

fonds auf die Entwicklung von neuen Geschäftsmodellen. Ziel ist es, grüne 

Geschäftsideen in den Bereichen Energieeffizienz, erneuerbare Energien, 

Mobilität und Landwirtschaft zu finden. Durch Workshops, Coachings und 

finanzielle Unterstützungen werden aus den vielversprechendsten Ideen 

praxistaugliche Geschäftsmodelle entwickelt. Dadurch soll die nachhaltige 

Entwicklung der Unternehmen und die nachhaltige Marktdurchdringung grü­

ner Technologien und Dienstleistungen erreicht werden. Nach Ausarbeitung 

des konkreten Businessplans werden aus den TOP-10 drei Gewinnerj-innen 

prämiert, die jeweils 15.000 € als Preisgeld erhalten. Optional können wei­

tere Unterstützungen durch den Klima- und Energiefonds vergeben werden. 

Die erfolgversprechendsten Top-10-Ideen aus allen Einreichungen erhalten 

6.000 € zur Ausarbeitung Ihres Businessplans, gezielte Workshops und 

Coachings durch unterschiedliche Branchenexpertj-innen sowie Publizität 

durch Medienarbeit. 
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Start:e / E-Mobility Start-up Challenge 

Förderorganisationen: 

Zielgruppen: 

Einführungszeitpunkt: 

BMVIT, Klima- und Energiefonds 

Start-ups, junge österreichische Unternehmen 

27.8.2015 

Ein spezieller Start-up Call für innovative Infrastrukturlösungen und 

E-Mobility wurde im August 2015 erstmals ausgeschrieben . Die Maßnahme 

bietet jungen österreichischen Unternehmen die Chance, sich mit Akteur/­

innen zu vernetzen, ihre Technologien weiterzuentwickeln und Projekte um­

zusetzen. 

Aus insgesamt 27 eingereichten Projekten hat eine unabhängige Jury die 

drei besten ausgewählt, welche ein sechsmonatiges Trainingsprogramm und 

Preise im Wert von 5.000 € bis 15.000 € erhalten. 

5.10 Internationalisierung 

Der SBA-Grundsatz "Internationalisierung" besagt, dass die EU und die Mit­

gliedstaaten durch marktspezifische Förderung und Unternehmerschulung 

dafür sorgen sollen, dass KMU auch vom Wachstum der Märkte außerhalb 

der EU profitieren können. Dabei sollen auch Großunternehmen dazu ani­

miert werden, als Mentoren für KMU, die sich auf internationalen Märkten 

etablieren wollen, zu fungieren. (Europäische Kommission, 2008) 

5.10.1 Österreich im EU-Vergleich 

Österreich zählt beim Grundsatz "Internationalisierung" zu den am besten 

platzierten Ländern. Ein Anteil von rund 15 % der KMU exportiert in Nicht­

EU-Länder, während der EU-Durchschnitt bei 10 % liegt. Auch der Anteil an 

KMU, die aus nicht EU-Ländern importieren, liegt mit 16 % über dem EU­

Durchschnitt von 11 %. Bei den weiteren Indikatoren betreffend Zeit und 

Kosten für Import bzw. Export schneidet Österreich ebenfalls besser als der 

Durchschnitt der EU-Länder ab. (Europäische Kommission, 2016c) 
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5.10.2 Aktuelle und geplante Maßnahmen 

aws kit4market 

Förderorganisationen : 

Zielgruppe: 

Einfü h ru ngszeitpun kt: 

aws, BMVIT 

alle österreich ischen Unternehmen 

März 2016 

Im März 2016 startete die Initiative kit4market zur Unterstützung der In­

ternationalisierung der österreichischen Wirtschaft. Das Ziel des Programms 

liegt in der Steigerung der internationalen Marktchancen für heimische 

Technologieanbieter. Gefördert werden Studien, die den konkreten Mehr­

wert österreichischer Technologien für Kund/-innen im Zielland herausstrei­

chen. Im internationalen Wettbewerb ist es von besonderer Bedeutung, de­

ren Mehrwert gegenüber den oft in der Anschaffung günstigeren Technolo­

gien ausländischer Mitbewerber hervorzuheben. Im Rahmen dieser Studien 

sollen auch innovative Ansätze zur Verbesserung der nachhaltigen Positio­

nierung österreichischer Technologie im internationalen Wettbewerb entwi­

ckelt werden. Die Förderung erfolgt durch einen Zuschuss von bis 

100.000 ( für eine Laufzeit von bis zu 12 Monaten. 

Europa-Schecks für KMU (go-international) 

Förderorganisationen: BMWFW in Zusammenarbeit mit der Außenwirtschaft 
Austria der WKO 

Zielgruppe: KMU 

Einführungsjahr: 2015 

Förderlaufzeit: 1.4.2015-31.3.2019 (aktuelle Förderperiode) 

Ein zentrales Element der Internationalisierungsförderung des Bund-
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es ist das 2003 gestartete "go- international" -Programm 

(http://www.gointernational.at). Strateg isches Ziel von "go- international" 

ist es, den österreich ischen Platz unter den Top 5-Pro-Kopf-Exporteuren der 

EU-Mitgliedstaaten abzusichern. 

Seit 2015 enthält "go-international" mit den Europa-Schecks für KMU ein 

neues Förderinstrument. Qualifizierte KMU, die bisher noch nicht exportie­

ren, scheuen vor ersten Schritten über die Grenzen Österreichs häufig auf­

grund von Unsicherheit, vermuteten hohen Anlaufkosten und der nur mittel ­

frist ig erwarteten Kostenamortisation zurück. Die Ko-Finanzierung direkter 

Markteintrittskosten in Europa motiviert zur Aufnahme der Exporttätigkeit 

und entlastet Exporteure beim Setzen erster gezielter Schritte in Nachbar­

märkten. Vor diesem Hintergrund fördern die Europaschecks Beratungsleis­

tungen, Rechts- und Steuerberatungskosten (zum Thema Firmengründung, 

Zertifiz ierungen, Lizenzen, etc.), Studien, Reisekosten, Veranstaltungskos­

ten im Zielmarkt (z.B. Teilnahme-jStandgebühren als Aussteller bei Mes­

sen) , Marketingkosten in der Amtssprache des ausgewählten Zielmarktes 

(Übersetzung, Gestaltung und Druck von Werbemitteln und Etiketten, etc.) 

sowie Inkubatorbürokosten . 

Das Budget beträgt über die Förderperiode 1,26 Mio. €. Bis Ende der För­

derlaufzeit (März 2019) verfolgt die Maßnahme das Ziel, dass sich 50 % der 

Fördernehmerj-innen im definierten Markt etablieren. 

Global Incubator Network 

Förderorganisationen : aws, FFG, Österreichische Nationalstiftung, Außenwirt­
schaft Austria der WKO 

Zielgruppen: Start-ups 

Einführungsjahr: 2015 

Das Global Incubator Network "GIN" ist ein neues Programm, das heimische 

Start-ups mit internationalen Investorj-innen und Inkubatoren zusammen­

führt und neue Märkte in den GIN -Zielländern Israel, Hongkong, Singapur 

und Japan für österre ichische Unternehmen öffnet. Andererseits sollen 

Start-ups aus diesen Kooperationsländern über Österreich einfacher in den 

CEE (Central and Eastern Europe)-Raum eintreten können. GIN ag iert dabei 
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als Plattform und "Single Contact Point" für österreich ische Start-ups, In­

vestor/-innen sowie Inkubatoren. 

Services für österreich ische Start-ups umfassen dabei konkret die Teilnah­

me an einem internationalen, drei bis fünf-wöchigen Inkubatorprogramm; 

Infos zum Zielmarkt sowie Workshops und Seminare zu Themen wie Pit­

chings oder Regelungen; Einführung zu Business Angels, Investor/-innen, 

Venture-Capital-Fonds; Bedarfserhebung durch das GIN-Programm­

management und Empfehlung der weiteren Vorgehensweise bei der Inter­

nationalisierung sowie die Herstellung von Kontakten mit nationalen und 

internationalen Partner/-innen. 

Österreich ische Investor/-innen profitieren von GIN u.a . durch Networking­

Veranstaltungen, "Matchmaking-Services" sowie Unterstützung bei den In­

ternationalisierungsvorhaben ihrer Start-ups. 

Für österreichische Inkubatoren bietet das Netzwerk Wissens- und Erfah­

rungsaustausch in den Ziel ländern im Rahmen von Veranstaltungen und 

Reisen sowie Austauschprogramme zwischen nationalen und internationalen 

Start-ups von Partner-Inkubatoren im Rahmen von Kooperationsvereinba­

rungen. 

Bis September 2016 hatten in einem ersten Durchlauf der "Incoming­

Schiene" (goAustria) des Global Incubator Networks sieben internationale 

Start-ups für drei Wochen an einem Inkubationsprogramm in Wien teilge­

nommen. Von diesen sieben Start-ups haben vier Gründungsabsicht in na­

her Zukunft bekundet. Ein weiterer Durchgang von goAustria für bis zu zehn 

Start-ups fand im Oktober 2016 statt. 

Im Rahmen der "Outgoing-Schiene" (goInternational) haben acht österrei­

chische Start-ups für vier Wochen in Tel Aviv an einem Inkubationspro­

gramm teilgenommen. Für das erste und das zweite Quartal 2017 sind die 

Programme "go Hongkong" und "go Singapur" geplant. 

Zur Unterstützung von Investor/-innen wurde bereits ein "GIN" Early-Stage­

Co-Investment Pitch veranstaltet, bei welchem 40 internationale Investor/­

innen österreich ische Start-ups für ein Co-Investment vorgestellt wurden. 

Ein weiterer Event ist im Herbst 2016 geplant. 
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Beyond Europe 

Förderorganisationen : FFG im Auftrag des BMWFW 

Zielgruppen: Start-ups, KMU, Großunternehmen, Universitäten, Fach­
hochschulen, Kompetenzzentren, Forschungseinrichtun­
gen, Forscher/-innen, (gemeinnützige) Vereine 

Einführungszeitpunkt: Dezember 2015 

Das Förderprogramm "Beyond Europe" verfolgt das Ziel, die Zusammenar­

beit von österreichischen Unternehmen mit Forschungspartnern speziell in 

Ländern außerha lb Europas zu unterstützen. Zu diesem Zweck fördert das 

Programm kooperative F&E Projekte mit bis zu 500.000 € pro Projekt sowie 

Sondierungsprojekte (Vorbereitung von Forschungs-, Entwicklungs- und 

Innovationsvorhaben) mit bis zu 200.000 € pro Projekt. 

Im Rahmen der ersten Ausschreibung, die im Dezember 2015 startete, 

wurden 52 Projektanträge mit einem Gesamtprojektvolumen von mehr als 

22 Mio. € eingere icht. Davon erhielten 14 innovative österreichische Unter­

nehmen und Forschungseinrichtungen Förderungen in Höhe von insgesamt 

4,6 Mio. €. Die geförderten Projekte ermöglichen neue Kooperationen mit 

Unternehmen, Institutionen und Universitäten in den Ländern USA, Kanada, 

Australien, China, Indien, Malaysia, Neuseeland, Singapur, Südafrika, Süd­

korea, der Türkei und Ägypten. Die Bandbreite der Branchen reicht von In­

formations- und Kommunikationstechnologien über Life Science bis zur Pro­

duktion bzw. Industrie 4.0 sowie Projekten im Bereich Mobilität und Land ­

wirtschaft. Eine weitere Ausschreibung ist für Ende 2016 in Planung . 
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6 Anhang 

6.1 Definitionen 

Beschäftigte 

Die Beschäftigten umfassen nach Statistik Austria die tätigen Inhaber/­

innen (auch Mitinhaber/-innen, Pächter/-innen), die mithelfenden Familien­

angehörigen sowie die unselbstständig Beschäftigten. Als unselbstständig 

Beschäftigte gelten Angestellte, Arbe iter/- innen, Lehrl inge und Heimarbei­

ter/-innen. 

Beschäftigten-Größenklassen 

Die Beschäftigten-Größenklassen beziehen sich auf die Beschäftigten insge­

samt (inkl. Unternehmer/-innen). Bei Unternehmen mit 0 Beschäftigten 

handelt es sich zum Beispiel um Hold ings, denen keine Beschäftigten zuge­

wiesen werden. 

Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten 

Die Umsatzerlöse abzüglich der Vorleistungen ergeben die Leistung des Un­

ter-nehmens. Durch Addition der Subventionen und Subtraktion der Steuern 

und Abgaben ergibt sich die Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten. 

Gewerbliche Wirtschaft 

Die gewerbliche Wirtschaft beinhaltet die sieben Sparten, welche in der 

Wirtschaftskammer organ isiert sind: 

o Gewerbe und Handwerk 

o Industrie 

o Handel 

o Banken und Versicherungen 

o Verkehr und Transport 

o Tourismus und Freizeitwirtschaft 

o Information und Consulting 
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Insolvenz 

Eine Insolvenz beschreibt nach OeNB die Zah lungsunfähigkeit eines Unter­

nehmens, die dann vorliegt, wenn das Unternehmen nicht nur vorüberge­

hend (d ies wäre eine Zah lungsstockung) nicht mehr in der Lage ist, seine 

fälligen Verbindlichkeiten zu begleichen. Bei juristischen Personen liegt auch 

eine I nsolvenz vor, wenn eine Überschuldung gegeben ist. 

Bei einer eröffneten Insolvenz handelt es sich um ein vom örtlich und sach­

lich zuständigen Gericht eröffnetes Insolvenzverfahren (ohne außergerichtli­

che Vereinbarungen und Konkursanträge). Eine Schließung des Unterneh­

mens im Zuge eines Insolvenzverfahrens ist nicht zwangsläufig. Im Zuge 

eines gerichtlichen Ausgleichsverfahrens bleibt das Unternehmen im Regel­

fa ll bestehen; in einigen Fä llen kommt es jedoch zu einer Unternehmens­

schließung . 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

Abgrenzungsmerkmale von KMU nach der Definition der Europäischen 

Ko mmission stellen die Anzah l der Beschäftigten und der Umsatz oder die 

Bilanzsumme dar. 

Tabelle 14: Abgrenzungsmerkmale von KMU 

Unternehmens-Größenklassen Beschäftigte Umsatz in Mlo. ( 
Bilanzsumme in 

Mio. ( 

Kleinstunternehmen 9 2 

Kleinunternehmen 49 10 

Mittlere Unternehmen 249 50 

Anmerkung: Die dargestellten Werte gelten seit 1.1.2005 und stellen Höchstgrenzen dar. 
Quelle : Europäische Kommission 

2 

10 

43 

Weiters muss ein KMU ein "eigenständiges" Unternehmen sein. Darunter 

werden Unternehmen verstanden, bei denen es sich nicht um ein Partnerun­

ternehmen oder ein verbundenes Unternehmen handelt. (Europäische 

Kommission, 2003) 

Ma rktorientierte Wi rtschaft 

Unter der marktorientierten Wirtschaft werden nach der Wirtschaftssyste­

matik ÖNACE 2008 bzw. NACE Rev. 2 die nachfolgend dargestellten Ab­

schn itte B bis N und S95 zusammengefasst: 

o Abschnitt B: Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 
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o Abschnitt C: Herstellung von Waren 

o Abschnitt D: Energ ieversorgung 

o Abschnitt E: Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung und 

Beseitigung von Umweltverschmutzungen 

o Abschnitt F: Bau 

o Abschnitt G: Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahr­

zeugen 

o Abschnitt H: Verkehr und Lagerei 

o Abschnitt I: Beherbergung und Gastronomie 

o Abschn itt J: Information und Kommunikation 

o Abschnitt K: Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistun­

gen 

o Abschnitt L: Grundstücks- und Wohnungswesen 

o Abschnitt M: Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und 

technischen Dienstleistungen (z.B. Rechts- und Steuerberatung, Wirt­

schaftsprüfung, Werbung und Marktforschung) 

o Abschnitt N: Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistun­

gen (z.B. Vermietung von beweglichen Sachen, Vermittlung und 

Überlassung von Arbeitskräften, Reisebüros) 

o Abteilung S95: Reparatur von Datenverarbeitungsgeräten und Ge-

brauchsgütern 

Neugründungen 

Nach Statistik Austria liegt eine echte Neugründung dann vor, wenn nur ein 

Unternehmen beteiligt ist und eine Kombination von Produktionsfaktoren -

insbesondere Beschäftigung - geschaffen wird. Das Unternehmen wird sozu­

sagen "aus dem Nichts" aufgebaut. Zugänge zum Bestand durch z.B. Fusi­

on, Auflösung oder Umstrukturierung sind keine echten Neugründungen. 

Auch ein reiner Wechsel der Wirtschaftstätigkeit, der Rechtsform oder des 

Firmensitzes wird nicht als Neugründung betrachtet. Wenn eine ruhende 

Einheit innerhalb von zwei Jahren reaktiviert wird, wird dies auch nicht als 

Neugründung gezählt. Als Jahr der Gründung wird jenes Jahr herangezogen, 

in dem das Unternehmen zum ersten Mal einen Umsatz erzielte oder erst­

mals mindestens eine(n) unselbstständig Beschäftigte(n) hatte. 
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ÖNACE 2008 

NACE (= nomenclature genera le des activites economiques dans les com­

munautes europeennes) ste llt eine Einteilung der wirtschaftlichen Tätigkei­

ten in ein europaweit einheitliches Schema dar. Seit 1.1.2008 ist in der Eu­

ropäischen Union die revid ierte Wirtschaftstätigkeitenklassifikat ion NACE 

Rev. 2, die die NACE Rev. 1.1 abgelöst hat, anzuwenden. Die nationale Ver­

sion für Österreich lautet ÖNACE 2008. 

Partnerunternehmen 

Ein Unternehmen ist nach Definition der Europäischen Kommission ein Part­

nerunternehmen eines anderen Unternehmens, wenn: 

o es einen Anteil zwischen 25 % und 50 % an diesem anderen Unter­

nehmen hält, 

o dieses andere Unternehmen einen Anteil zwischen 25 % und 50 % an 

dem antragstei lenden Unternehmen hä lt, 

o das antragste llende Unternehmen keinen konsolidierten Absch luss er­

stellt, in den dieses andere Unternehmen durch Konsolid ierung einbe­

zogen wird, und nicht durch Konsolidierung in den Abschluss dieses 

bzw. eines weiteren Unternehmens, das mit diesem verbunden ist, 

einbezogen wird. 

Schließungen 

Die Statistik Austria spricht von einer echten Unternehmensschließung, 

wenn nur ein Unternehmen beteiligt ist und eine Kombination von Produkti­

onsfaktoren wegfällt. Abgänge durch z.B. Fusion, Übernahme, Auflösung 

oder Umstrukturierung sind keine echten Schließungen. Auch ein reiner 

Wechsel der Wirtschaftstätigkeit, der Rechtsform oder des Firmensitzes wird 

nicht als Schl ießung betrachtet. Ein Unternehmen gilt erst dann als ge­

schlossen, wenn es nicht innerhalb von zwei Jahren reaktiviert worden ist. 

Das Jahr der Schließung wird mit jenem Jahr festge legt, in dem das Unter­

nehmen letztmals einen Umsatz erzielte und letztmals unselbstständig Be­

schäftigte hatte. 
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Umsatzerlöse 

Die Umsatzerlöse beinhalten nach Statistik Austria die Summe der im Un­

ternehmen während des Berichtszeitraumes für die gewöhnliche Geschäfts­

tätigkeit in Rechnung gestellten Beträge (ohne Umsatzsteuer), welche dem 

Verkauf und/oder der Nutzungsüberlassung von Erzeugnissen und Waren 

bzw. gegenüber Dritten erbrachten Dienstleistungen nach Abzug der Erlös­

schmälerungen (Skonti, Kundenrabatte etc .) entsprechen. 

Unternehmen 

Unter Unternehmen ist nach Definition der Statistik Austria eine rechtliche 

Einheit zu verstehen, welche eine organisatorische Einheit zur Erzeugung 

von Waren oder Dienstleistungen bildet und insbesondere in Bezug auf die 

Verwendung der ihr zufließenden laufenden Mittel über eine gewisse Ent­

scheidungsfreiheit verfügt. Ein Unternehmen kann eine oder mehrere Tätig­

keiten an einem oder mehreren Standorten ausüben. 

Erfasst werden in der Leistungs- und Strukturstatistik der Statistik Austria 

alle Unternehmen, die entweder mehr als 10.000 € Umsatz im Jahr oder 

mindestens einen unselbstständig Beschäftigten haben. Ein Unternehmen 

muss zudem in zumindest zwei der vier Verwaltungsquellen (Sozialversiche­

rungs-, Steuerdaten, Firmenbuch und Daten der Wirtschaftskammer Öster­

reich), die für die Berechnung verwendet werden, aufscheinen. 

U nterneh menslebenszyklus 

Unternehmen als dynamische Organisationen verändern sich typischerweise 

entlang von Entwicklungspfaden im Zeitablauf. Je nach Phase, in denen sie 

sich befinden, weisen sie unterschiedliche Wachstumscharakteristika auf. 

Für die Erklärung von Unternehmensentwicklungen wird häufig die Meta­

pher des Lebenszyklus in Anlehnung an den Lebenszyklus von Lebewesen 

verwendet. 

140 

III-325 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdok.Teil 3 (gescanntes Original)28 von 39

www.parlament.gv.at



Anhand von Lebenszyklusmodellen lassen sich idealtypische Wachstumsver­

läufe darstellen, die eine Orientierungshilfe für Unternehmen bzw. fü r die 

Analyse der Unternehmensentwicklung darstellen . Typischerweise wird der 

Unternehmenslebenszyklus durch vier bzw. fünf Phasen charakterisiert (vgl. 

Mugler, 1998 und Nischalke, 2006) 

Grafik 23: Idealtypischer Unternehmenslebenszyklus 

Umsatz/Gewinn 

Gründungsphase Wachstumsphase Reifephase 
Degenerations-vs. 

Revitalisierungsphase 

L=::::=::=:=------+-----+---------+--------. Zeit 

Quelle: Mugler, J. ( 1998) und Nischa lke, P. (2006) 

U nterneh mensnachfolge 

Unter einer Unterneh mensübergabe bzw. -nachfolge wird der Übergang des 

Eigentums an einem Unternehmen auf eine andere natürliche Person oder 

Unternehmung (Personengesellschaft oder juristische Person) verstanden, 

wobei das ursprüngl iche Unternehmen weiterhin wirtschaftl ich tätig ist. 

Verbundenes Unternehmen 

Verbundene Unternehmen, die entweder durch mittelbare oder unmittelbare 

Kontrolle der Mehrheit ihres Kapitals oder ihrer Stimmrechte die Fäh igkeit 

haben, einen beherrschenden Einfluss auf ein anderes Unternehmen auszu­

üben, gehören einer Unternehmensgruppe an. 

6.2 Small Business Act 

Vor dem Hintergrund des Strukturwandels hin zu einer wissensbasierten 

Wirtschaft sind dynamische, wettbewerbsfähige Unternehmen von zentraler 

Bedeutung . " Der Woh lstand der EU wird daher in Zukunft entscheidend da­

von abhängen, ob wir imstande sind, das Wachstums- und Innovationspo­

tenzial kle inerer und mittlerer Unternehmen (KMU) zu nutzen." (Europäi­

sche Kommission (2008): Vorfahrt für KMU in Europa - der "Small Business 

Act für Europa") 
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Die Europäische Kommission hat daher im Juni 2008 eine ambitionierte poli­

tische Initiative vorgestellt: Den "Small Business Act" für Europa - Vorfahrt 

für KMU in Europa. Ziel dessen war und ist es, das Wohlergehen der KMU 

als wesentliches Element der europäischen Politik zu etablieren und die 

Idee, die EU im internationalen Vergleich zu einem besonders attraktiven 

Standort für KMU zu machen, umzusetzen. 

Im Small Business Act (SBA) wurden zehn Grundsätze festgelegt, die für die 

Planung und Durchführung KMU-politischer Maßnahmen auf europäischer 

Ebene und jener der Mitgliedstaaten entscheidend sind. 

Diese zehn Grundsätze, nach denen auch die Maßnahmen zur Förderung der 

österreichischen KMU gegliedert sind (vgl. Kapitel 5), umfassen: 

D Unternehmerische Initiative: Förderung der unternehmerischen Ini­

tiative 

D Zweite Chance nach Insolvenz: zweite Chance nach redlichem Schei­

tern 

D "Vorfahrt für KMU": Einführung des Prinzips "Think small first" 

D Öffentliche Verwaltung: Schaffung elektronischer Behördendienste 

und zentraler Anlaufsteilen ("One-Stop-Shop") 

D Politische Instrumente - KMU gerecht: Öffentliches Auftragswesen 

und staatliche Beihilfen 

D Finanzierung: Erleichterung des Zugangs der KMU zu Finanzierungs­

möglichkeiten 

D Binnenmarkt: KMU sollen ermuntert werden, verstärkt die Chancen 

des Binnenmarktes zu nutzen. 

D Weiterqualifizierung und Innovation: Förderung der Weiterqualifizie­

rung und aller Formen der Innovation 

D Nachhaltigkeit, Umwelt und Energie: Umweltprobleme sollen in Ge­

schäftschancen für KMU umgewandelt werden. 

D Internationalisierung: KMU sollen vom Wachstum der Märkte außer-

halb der EU profitieren. 

Diese zehn Maßnahmen stellen das Gerüst für die Planung und Durchfüh­

rung politischer Maßnahmen sowohl auf europäischer als auch auf Ebene 

der Mitgliedstaaten dar. Mit dem Beschluss des SBA im Rahmen der Tagung 

142 

III-325 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 04 Hauptdok.Teil 3 (gescanntes Original)30 von 39

www.parlament.gv.at



des Rates für "Wettbewerbsfähigkeit" im Dezember 2008 haben sich die 

Mitgl iedstaaten zur Umsetzung verpflichtet. 

Um die Fortschritte der Reformvorhaben und damit der europaweiten KMU­

Politik bewerten zu können, werden von der Europäischen Kommission re­

gelmäßige Monitoringberichte verfasst. Das jährlich für jedes Land heraus­

gegebene "SBA-Datenblatt" dient als Informationsquelle zu aktuellen Bedin­

gungen der KMU in einem Mitgliedstaat sowie der mittelfristigen Verände­

rung auf Basis statistischer Erhebungen. 

Im Rahmen des "SBA-Datenblatts" werden unterschiedliche Indikatoren be­

trachtet und dem jeweiligen Grundsatz zugeordnet. Die Methodik wird lau­

fend verbessert und weiterentwickelt. Das für den vorliegenden Bericht her­

angezogene Datenblatt 2016 enthält einige neue Indikatoren und ist folglich 

nicht exakt mit den vorjährigen Datenblättern vergleichbar. 

Das "SBA-Datenblatt" sieht sich mit einigen Einschränkungen konfrontiert. 

So gibt das "SBA-Datenblatt" zwar Anhaltspunkte über die Situation und 

Entwicklung in den verschiedenen genannten Bereichen, ist jedoch kein um­

fassendes Monitoringinstrument für die KMU-Pol it ik eines Mitgliedstaates, da 

nicht alle im SBA angeführten Maßnahmen erfasst werden können. Die zeit­

liche Verzögerung von teilweise zwei bis drei Jahren, mit der die statisti ­

schen Daten, welche die Grundlage der Vergleiche bilden, vorliegen, wirkt 

sich zudem nachteil ig aus. Dieser Timelag lässt sich mit der Dauer der Er­

hebung der Daten auf Ebene der Mitgliedstaaten bzw. durch europaweite 

Befragungen und allenfalls notwendige Harmonisierungen erklären. 

Ein weiteres Problem, das sich bei Zeitvergleichen zeigt, betrifft die Inkon­

sistenz der Zeitreihen : Obwoh l davon ausgegangen wird, dass strukture lle 

Indikatoren sich eher langsam als abrupt verändern und damit nur eine 

kontinuierliche Änderung der Position der Mitgliedstaaten zu erwarten ist, 

zeigt sich in der Praxis, dass es zu starken Schwankungen im Ranking der 

Länder im Zeitvergleich kommen kann. 
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6.3 Übersicht der erfassten Maßnahmen 

Maßnahme SBA-Grundsatz 

Gründerlandstrategie 1. Unternehmerische I nitiative 

youth Start - Entrepreneurial Challenge 
1. Unternehmerische I nit iat ive 

Programme 

aws First 1. Unternehmerische Init iative 

Entrepreneurship an Universitäten 1. Unternehmerische I nit iat ive 

Überregionale Lehrstellenvermittlung 1. Unternehmerische In it iative 

Nationaler Qualifikationsrahmen 1. Unternehmerische In itiative 

Start-up-Visum im Rahmen der Rot- Weiß-
1. Unternehmerische Initiative Rot-Karte 

Gründungs-Fellowships für akademische 
1. Unternehmerische Initiative Spin-Offs 

Erbrechtsreform 1. Unternehmerische I nit iative 

Handwerkerbonus 1. Unternehmerische I nit iati ve 

Überleitung der Überbrückungshilfe ins 
1. Unternehmerische I nit iat ive Dauerrecht 

Sozialversicherung - Mindestbeitrags-
1. Unternehmerische Initiat ive grundlage 

Flexible Erhöhung und Zahlung der Bei-
l. Unternehmerische Initiative tragsgrundlage für Selbstständige 

Abschaffung der formalen Ausschlusskri-
terien von gescheiterten Unternehmerj- 2. Zweite Chance 
innen für neue Förderzusagen 

Erleichterter Zugang zum Neugründungs-
2. Zweite Chance Förderungsgesetz 

Vereinfachung der Arbeitszeitaufzeich-
3. Prinzip "Vorfahrt fü r KMU" nungen 

Genehmigungsfreistellung für ungefährli-
che Kleinstanlagen und weitere Erleichte-

3. Prinzip "Vorfahrt für KMU" rungen bei der Betriebsanlagengenehmi-
gung 

Erleichterungen bei Verlustverrechnung 
3. Prinzip "Vorfahrt für KMU" für Einnahmen- j Ausgabenrechner 

Unternehmensserviceportal - USP 4. Öffentliche Verwaltung 

GewerbeInformationsSystem Austria 
4. Öffentliche Verwaltung (GISA) 

Elektronische Behördendienste im Bereich 
4. Öffentl iche Verwaltung der Justiz 

Entbürokratisierungsoffensive 4. Öffentliche Verwaltung 

Losvergabe 5. Politische Instrumente - KMU gerecht 

Förderpilot & 24h-Quickcheck 6. Finanzieru ng 

aws Social Business Call 6. Finanzierung 
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Maßnahme SBA-Grundsatz 

Förderung von jungen innovativen Unter-
nehmen im ländlichen Raum im Bereich 6. Finanzierung 
Gründungen 

aws JumpStart 6. Finanzierung 

aws ProTRANS - 4.0 6. Finanzierung 

Finanzierungsförderung der Österreich i-
schen Hotel- und Tourismusbank GmbH 
(ÖHT) 

6. Finanzierung 

Risikokapitalprämie für Investor/-innen 6. Finanzierung 

Mittelstandsfinanzierungsgesellschaft 
6. Finanzierung (MiFiG) 

Alternativfinanzierungsgesetz (AltFG) 6. Finanzierung 

Steuerlicher Freibetrag für Mitarbeiterbe-
6 . Finanzierung teiligungen 

Normengesetz 2016 7. Binnenmarkt 

Forschungskompetenzen für die Wirt-
8. Weiterqualifizierung und Innovation schaft 

Patent. Scheck 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

AT:net 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

Open-Innovation-Strategie 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 2015 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

Kreativwirtschaftsstrategie 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

Industry.Start-up.Net 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

Impulsberatung für Betriebe 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

Qualifizierungsförderung für Beschäftigte 8. Weiterqualifizierung und Innovation 

Vereinfachung der Verfahren zur Aner-
kennung ausländischer Bildungsabschlüs- 8. Weiterqualifizierung und Innovation 
se und Berufsqualifikationen 

Energieforschungsprogramm 9. Nachhaltigkeit, Umwelt und Energie 

Smart Cities Demo 9 . Nachhaltigkeit, Umwelt und Energie 

Greenstart 9. Nachhaltigkeit, Umwelt und Energie 

Start:e / E-Mobility Start-up Challenge 9. Nachhaltigkeit, Umwelt und Energie 

aws kit4market 10. Internationalisierung 

Europa-Schecks für KMU 10. Internationalisierung 

Global Incubator Network 10. Internationalisierung 

Beyond Europe 10. Internationalisierung 
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BBG Bu nd esbeschaffu ng sgese Iischaft 
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BKA Bundeska nzleramt 
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BMWFW Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

BRICS Brasil ien, Russland, Indien, China, Südafrika 

CEE Central and Eastern Eu rope 

CIP Competitiveness and Innovation Framework Programme 

Competitiveness of Enterprises and Small and Med ium-sized Enterprises; 
COSME Förderprogramm der Europäischen Komm ission für die "Wettbewerbsfähig -

ke it von Unternehmen und für KMU" 

EFRE Europäischer Fonds für reg ionale Entwicklu ng 

EIB Europä ische Investmentbank 

ElF Europäischer Investitionsfonds 

EK Europä ische Kommission 

ELER Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländl ichen 
Raums 
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Abkürzung Begnff 

E/A-
Einnahmen-/Ausgabenrechner Rechner 

EPU Ein -Personen -Unternehmen 

ERP European Recovery Program 

ETH Zürich Eidgenössische Technische Hochschule Zürich 

EU Europä ische Union 

FFG Forschungsförderungsgesel lschaft 

FLAF Fam ilienlastenausgleichsfonds 

FuE Forschung und Entwicklu ng 

GewO Gewerbeordnung 

GEM Global Entrepreneurshi p Monitor 

GIN Global Incubator Network 

GISA Gewerbeinformationssystem 

GKK Gebietskrankenkassen 

GSVG Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz 

IBW Institut für Bildungsforschung der Wirtschaft 

IESG Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz 

IFTE In itiati ve for Teaching Ent repreneurship 

InnovFin EU Finance fo r Innovators 

KAT Kreativwirtschaft Austria 

KMU Kleine und mitt lere Unternehmen 

KPC Kommu nal kredit Pub lic Consulting 

KSV1870 Kreditschutzverband von 1870 

KPH Katho li sch Pädagog ische Hochschu le 

MiFiG Mittel sta n dsfi na nzie ru ngsgesellschaft 

NormG Normgesetz 

OeNB Österreichische Nationalbank 

ÖHT Österreichische Hotel - und Tourismusbank GmbH 

ÖIBF Österreichisches Institut für Berufsbildungsforschung 

respACT Austrian Business Council for Sustainable Development 

SBA Small Business Act 

SVA Sozial versicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft 

UNEP Umweltp rogramm der Vereinten Nationen 

USP Unternehmensserviceporta l 

WIFI Wirtschaftsförderungsi nstitut 

WIFO Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung 
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, 

Abkürzung Begriff 

WKO Wirtschaftska mmer Österrei ch 

WKÖ Wirtschaftskammern Österreichs 
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